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VERWALTUNGSGERICHT SIGMARINGEN

lm Namen de$ Volkes
U rteil

ln der Verwaltungsrechtssache

- Kläger -

prozessbevollmächtigt:
Rechtsanwalt Peter Koch,
Siegesstraß e 2, 3017 5 Hannover

g0gen

Land Baden-Wärttemberg,
Oieses vertreten durch dal Landesamt ftlr Besoldung und Versorgung Baden-WUrt-

- Beklagter -

wegen Rückforderung übezahlter Bezüge

hat das Verwaltungsgericht Sigmaringen - 8. Kammer - durch die Richterin Ials
Einzelrichterin ohne mündliche Verhandlung

am26. März 2026

fflr Recht erkannt:

Die Klage wird abgewiosen.

Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens,

ß448dttfi,l
tJatqry
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Tatbestand

Der Kläger wendet sich gegen die Rückforderung eines Teils seiner Dienstbezilge'

den er als kinderbezogenen Teil des Familienzuschlags in den Monaten Juli 2021 bis

einschließlich November 2023für seine stieftochterT. erhalten hat.

Der Kläger, Beamter des Landes Baden-Wurttemberg in einem Amt der Besoldungs-

gruppe A 13, ist verheiratet, Vater von vier Kindern und Stiefvater von zwei Kindern.

Fitr seine (Stief,)Kinder erhält bzw. erhielt der Kläger einen kinderbezogenen Famili-

enzuschlag als Teil seiner Dienstbezüge. Auch für die zunächst bei ihm lebende

Stieftochter T. (geboren 61'11t' 
'":' :,2605) erhielt er den kinderbezogenen Teil des Fa-

milienzuschlags. Zum A1.07.2021 zogT. zu ihrem leiblichen Vater'

Mit $chreiben vom 27.06.2A21 teilte der Kläger dem Beklagien mit, dass T' zum

A1.OT.ZO21zu ihrem leibtichen Vater nach Berlin ziehe und damit die Familienzulage

für sie entfalte. Mit Schreiben vom 08.A7.2021 informierte der Beklagte den Kläger

dartjber, dass die kinderbezogenen Leistungen für T. ab dem 01.07.2021wegfielen.

Am 26.08.2021 gab der Kläger, nachdem er zuvor unter dem ß'A8'2A21 im Rahmen

der überprttfung der Anspruchsvoraussetzungen des Familienzuschlags dazu aufge-

fordert worden war, eine Erklärung zur Berücksichtigung von Zählkindern ab, in der er

u.a. T. als Zählkind bis voraussichtlich einschließlich Dezember 2023 angab. Der Be-

klagte zahlte den kinderbezogenen Teildes Familienzuschlags ftir T., entgegen dem

Schreiben vom 08.07.2021, bis einschließlich November 2023 weiter an den Kläger

aus.

lm September 2A23 ktindigte der Beklagte dem Kläger an, dass, angesichts des be-

vorstehenden 18. Geburtstags von T., die Zahlung des kinderbezogenen Familienzu-

schlags filr sie ab dem A1.A1.2024 einzustellen sei. Der Kläger bat mit Schreiben vom

06.10.2023 um Klärung der kinderbezogenen Leistungen ftir T. Er habe mit Schreiben

vom 2T.A6.2021 mitgeteilt, dass T. zum 01.07.2021zu ihrem Vater nach Berlin ziehe.

Daraufhin habe er ein Bestätigungsschreiben vom Beklagten erhalten, dass für T' ein

Familienzuschlag ab dem 01 .07.2021 nicht mehr möglich sei.

:
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Mit den Bezügen ab Dezembe r 2023 stellte der Beklagie die Zahlung des kinderbezo-

genen Familienzuschlags fur T. ein, Mit Schreiben vom 27.02'2024 teilte der Beklagte

dem Kläger mit, dass ihm der kinderbezogene Familienzuschlag vom 01 '07 '2021 bis

gO^11.202gfürdas Kind T. gewährtwurde, obwohlT. seit demü'A7'2021 bei ihrem

leiblichen Vater lebe, und gab ihm Gelegenheit zur Stellungnahme' Es sei eine Über-

zahlung in Höhe von 16.373,40 EUR (brutto) entEtanden' Es sei beabsichtigt, die Über-

zahlung in 20 Raten in Höhe von 818,67 EUR ab Mai 2024 mit den laufenden Bezugen

zu venechnen.

Mit Schreiben vom 03.07 .2Q24 tUhrte der Prozessbevollmächtigte des Klägers hierzu

aus, dass zum einen die Höhe der Überzahlung nicht nachprtlfbar sei' Zum anderen

habe der Kläger die Überzahlung nicht erkannt. Er habe auf den Wegzug seiner

Stieftochter hingewiesen. Die Weiterzahlung sei seitens des Beklagten somit in Kennt-

nis des Wegfalls der Anspruchsvoraussetzungen erfolgt und beruhe auf dem alleinigen

Verschulden der Behörde. Die Rückzahlungsverpflichtung - auch in Raten in Höhe

von je 800,- EUR - bringe den Kläger, der noch vier weitere, unterhaltspflichtige Kin-

der habe, in beträchtliche wirtschaftliche Bedrängnis.

Mit Rückforderungsbescheid vom 17.07.2024 wurde der Kläger verpflichtet, den fi'tr

die Zeit vom 01.07 .2021bis 30.1 1.2029 gezahlten kinderbezogenen Familienzuschlag

in Höhe von 16,373,40 EUR zur()ckzuzahlen. Zur Begritndung ftihrte der Beklagte im

wesenflichen aus, dass T. ab a1.07.2021 nicht mehr im Haushalt des Klägers aufge-

nommen gewesen sei. T. habe daher bei der Zahlung des kinderbezogenen Familien-

zuschläg$ ab dem 01.A7.2021 nicht mehr berücksichtigt werden dtirfen' Dies sei dem

Kläger mit $chreiben vom A8.07.2A21 mitgeteilt worden. Entgegen dem Schreiben

seien die Leistungen weiter gewährt worden. Der Kläger könne sich nicht auf Entrei-

cherung berufen, weil er Kenntnis vom Fehlen der Anspruchsvoraussetzungen gehabt

habe bzw. hätte haben können, Die Rückseite der Gehalt$mitteilung enthalte den Hin-

weis, dass kinderbezogene Leistungen, die an den Kindergeldanspruch anknilpften,

unter dem Vorbehalt der Rückforderung gewährt wlrrden, und Leistungen nur für ein

Kind gezahlt würden, für das Kindergeld zustehe. Von der Rückforderung überzahlter

Beztlge könne aus Billigkeitsgründen ganz oder teilweise abgesehen werden' Solche

Billigkeitsgrilnde seien nicht gegeben, Der Kläger selverpflichtet, die Gehaltsrnitteilun-

gen zeitnah zu überprllfen. Dabei hätte ihm auffallen milssen, dass er weiterhin den
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gleichen Betrag kinderbezogener Leistungen erhalten habe' Dies hätte er dem Beklag-

ten mitteilen müssen. Der Beklagte sei bereit im Rahmen der Billigkeit auf 30 Prozent

der Bruttosumme zu verzichten, sodass sich die Überzahlung auf 11'461,38 EUR re'

duziere, und biete eine Ratenzahlung an. Die Raten wtlrden mit den laufenden Bezti-

gen verrechnet. Hinsichtlich der HÖhe der Überzahlung werde auf die beiliegende Be'

rechnung veruviesen.

Hiergegen erhob der Prozessbevollmächtigte des Klägers mit Schreiben vom

21.08,2A24 Widerspruch. Zur Begründung filhrte er im Wesentlichen aus, dass die

Behörde nach der Rechtsprechung das alleinige Verschulden treffe, wenn diese eine

unmissverständliche lnformation über den Wegfatl des Rechtsgrundes der Zahlung

nicht beachte, Sondern lediglich in den Akten abhefte und dadurch die Ursache für die

Überzahlung überhaupt erst setze. Es handle sich hier auch nicht um einen Fehler in

der Massenvepaltung. Die fehlerhaft unterbleibende besoldungsrechtliche Auswer-

tung einer eindeutigen lnformation unterscheide sich deutlich von einem bloßen Erfas-

sungsfehler in der automatisierten Venrvaltung. Auch weil der Kläger noch vier unter-

haltsberechtigte Kinder zu versorgen habe, sei eine Reduzierung auf 50 Prozent aus

Billigkeitsgründen geboten.

Unter dem Zl.O1.2111forderte der Beklagte den Kläger auf, seine wirtschaftlichen und

sozialen Verhältnisse darzulegen, um zu i.iberprüfen, ob eine Ruckzahlungs- und $tun-

dungsvereinbarung möglich sei. Dem kam der Kläger zunächst nicht nach'

Mit Widerspruchsbescheid vom 04.Ag.2024 sah der Beklagte aus Gritnden der Billig-

keit von der Ruckforderung in HÖhe von 30 Prozent des Rückforderungsbetrags ab

und reduzierte den Rilckzahlungsbetrag auf 1'1.461'38 EUR' lm Übrigen wies der Be-

klagte den Widerspruch zUrück, Zur Begrtindung nahm der Beklagte auf den Bescheid

vorn fi.A7 .2024 Bezug und ftihrte im Wesentlichen ergänzend aus, dass die Gesamt-

summe aus Billigkeitsgründen um 30 Prozent reduziert werde, um der Mitverantwor-

tung der Behörde an der Überzahlung Rechnung zu tragen. Eine Reduzierung auf

50 Prozent sei nicht geboten, Der Kläger könne sich nicht auf einen Wegfall der Berei-

cherung berufen, weil er der Haftung nach den allgemeinen Vorschriften unterliege'

Der Mangeldes rechtlichen Grundes der Zahlung sei im sinne von 15 Abs' 2 s' 2

LBesGBW so offensichtlich gewesen, dass er ihn hätte erkennen miissen, wobei es
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zum Erkennen der Fehlzahlung weder besoldungsrectrtlicher Spezialkenntnisse noch

schwieriger Überlegungen bedürfe. Bei pflichtgemäßer ÜberprUfung hätte er erkennen

m{rssen, dass ihm ein Teil der Bezäge nicht zustehen könne. Den Beamten treffe auf-

grund des besonderen Dienst- und Treueverhältnisses die Obliegenheit, auf mÖgliche

Überzahlungen zu achten. Eine Überprüfung dÜrfe sich nicht nur auf offensichtliche

Rechen- und Schreibfehler beschränken. Eine erhöhte Sorgfaltspflicht gelte dann'

wenn nderungen in den persönlichen Verhältnissen des Beamten eingetreten seien'

die Auswirkungen auf die Besoldung haben kÖnnten. Der Kläger habe seit der Über-

zahlung im Jahr 2021 mehr als 20 Beztrgemitteilungen erhalten, aus denen offensicht-

lich hervorgehe, dass die DienstbezÜge zu hoch gewesen seien' Der Kläger habe die

Bezüge jedoch in vollem umfang entgegengenommen, obwohl sich ihm zumindest

Zweifel an der Richtigkeit derZahlung hätten aufdrängen ml.tssen, die durch Rückfrage

beim Beklagten hätten geklärt werden können. Die wirtschaftlichen und sozialen Ver-

hältnisse des Klägers seien im Rahmen der Rückforderung zu berticksichtigen' Der

Kläger habe auf die entsprechende Aufforderung indes keine entsprechende Erklärung

vorgelegt. Es bestehe die Möglichkeit, die Überzahlungssumme in 13 Raten in Höhe

von je 954,54 EUR ab November 2024 mit den laufenden Bezügen aufzurechnen'

Mit $chreiben vom 05,09 .2024 - bei Beklagten eingegangen a - legte

der Kläger die Erklärung uber die persönliche und wirtschaftliche Situation vor und

erklärte, dass es ihm nicht mÖglich sei, deutlich mehr als 100,- EUR im Monat zuruck-

zuzahlen. Den Vorschlag des Beklagten vom 18.09'2A24 ab November 2024 Raten in

Höhe von 17b,- EUR zu zahlen, nahm der Prozessbevollmächtigte des Klägers mit

schreiben vom 07.10,2A24 an, Der Beklagte kändigte unterdem 2B'1A.2024 an, dass

die Raten in Höhe von 175,- EUR ab Dezember 2024van den laufenden Bezt)gen

abgezogen werden.

Der Prozessbevollmächtigte des Klägers hat am 07 '10.2A24 Klage beim Venvaltungs-

gericht Sigmaringen erhoben. Zur Begründung venrueist er auf die Widerspruchsbe-

gri:ndung. Ergänzend führte im Wesentlichen aus, der Kläger habe die Überzahlung

nicht erltannt, da die Höhe der kinderbezogenen Familienzuschläge geschwankt habe

und sich aus den Bezi.tgeabrechnungen kein gesonderter Hinweis auf die Anzahl der

beriicksichtigungsfähigen Kinder ergeben habe' Er habe mit seiner Mitteilung von
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27.06.2021alles in seiner Macht Stehende getan und gerade keine Mitursache ge

setzt. Die BezUgemitteilung vom August 2021 weise zudem eine deutliche Reduzie'

rung auf. Daher habe er darauf vertrauen dürfen, dass alles in Ordnung sei' Zudem

habe ihm der Beklagte mit Schreiben vom 13.08.2021 diezu bertrcksichtigenden Zähl-

kinder mitgeteilt.

Der Kläger beantragt,

den Bescheid des Beklagten vom 17.07.2A24 in Gestalt des Widerspruchsbe-

scheids vom 04.09.2024 aulzuheben, soweit der Beklagte aus Grirnden der Bil-

ligkeit von der Rtlckforderung in HÖhe von weniger als 50 Prozent des Rtlckfor-

derungsbetrags abgesehen hat,

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen

Zur Begründung hägt der Beklagte im Wesentlichen ergänzend vor, der Mangel des

rechtlichen Grundes sei offensichtlich gewesen, Der kinderbezogene Familienzu-

schlag sei auf den Gehaltsmitteilungen gesondert als solcher ausgewiesen' Dem Klä-

ger hätten sich zumindest Zweifel an der Richtigkeit der Zahlung aufdrängen müssen,

die durch Rückfrage beim Beklagten hätten geklärt werden kÖnnen, Die Mitteilung des

Klägers an den Beklagten könne demnach nur im Rahmen der Billigkeitsentscheidung

unter dem Gesichispunkt des Mitverschuldens berücksichtigt werden' Dementspre-

chend sei die Gesamtsumme ermessensfehlerfrei aus Billigkeitsgrtrnden um 30 Pro-

zent reduziert worden. Den wirtschaftlichen Verhältnissen des Klägers habe der Be-

klagte durch die Einräumung einer Ratenzahlung angemes$en Rechnung getragen'

Mit Beschluss vom 24.A2.2}26wurde der Rechtsstreit der Berichterstatterin als Ein-

zelrichterin zur Entscheidung äbertragen'

Die Beteiligten haben sich jeweils mit der Entscheidung ohne mirndliche Verhandlung

einverstanden erklärt,
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Wegen der weiteren Einzelheiten des $achverhalts und des übrigen Vorbringens der

Beteiligten wird auf die schriftsätze und den sonstigen Akteninhalt verwiesen. Dem

Gericht liegen die elektronischen Akten des Beklagten (2 Bände) vor' Diese waren

Gegenstand der mündlichen Verhandlung. Hierauf wird ergänzend Bezug genommen'

Entschei4unqsqrtinde

Das Gericht entscheidet im Einverständnis der Beteiligten gem' 101 Abs^ 2 VwGO

ohne mitndliche Verhandlung.

l. Die zulässige Klage ist unbegründet.

Der Ruckforderungsbescheid in Gestalt des Widerspruchsbescheids ist rechtmäßig

und verletztden Klägernicht in seinen Rechten ( 113Abs. 1 S. 1Vw6O). DerBe-

klagte fordert Bezi.rge zurück, die de Kläger ohne Rechtsgrund, ithin zu viel ge

zahlt urden dazu Der Kläger kann sich gegenüber der Rtrckforderung nicht auf

Entreicherung berufen (dazu 2.), Die im Rückforderungsbescheid in Gestalt des Wi-

derspruchsbescheids getroffene Billigkeitsentscheidung ist rechtlich nicht zu bean-

standen (dazu 3.),

Rechtsgrundlage für die Riickforderung ist 15 Abs' 2 S. 1 Landesbesoldungsgesetz

Baden-wirrttemberg vom 09.11.2010, in Kraft getreten am 23.11.zc1} (G81.2010'

79g,826 im Folgenden; LBesGBW), Danach regelt $ich die Ruckforderung zu viel

gezahlter Bezäge i brigen also so eit wie hier kein Fall von Absatz 1 vorliegt)

nach den Vorschriften des Btlrgerlichen Gesetzbuchs (BGB) uber die Herausgabe ei-

ner ungerechtfertigten Bereicherung, eoweit - wie hier * gesetzlich nichts anderes be-

etimmt ist. Auf die Vorschriften des BGB wird allerdings nur hinsichtlich der Rechtsfol-

gen des Rückzahlungsanspruches veniviesen die tatbestandlichen Voraussetzungen

der Rtlckforderung bezeichnet die Vorschrift it der endung zu viel gezahlt eigen

ständig und abschließend. Dienstbeziige sind im Sinne dieger Vorschrift zu viel ge-

zahlt , wenn sie dem Beamten nach den maßgeblichen Vorschriften nicht zustanden

(vgl. fürden inhaltsgleichen 12 Abs.2 S. 1 BBesG vgl. LT-Drs' 1416694, $' 460:

BVenuG, Urteil vom 28,02.20A2 - 2 C 2.01- juris Rn' 1B vgl. zu 15 LBesGBW: VG



-B-

Freiburg, urleil vom 14.02.2A24 - 6 K 1666122 - Rn. 23; VG Karlsruhe, urteil vom

10.09.2019 - 13 K 13256i17 - juris Rn. 14).

1. Der kinderbezogene Teildes Familienzuschlags, beidem es sich gem. $ 1 Abs' 2

Nr. 3 LBesGBW um zur Besoldung gehÖrende Dienstbeztige handelt, wurde dem Klä-

ger * wäs zwischen den Beteiligien unstreitig ist - in den Monaten Juli 2021 bis ein-

schließlich November 2023 für das Stiefkind T' ,,zu viel gezahlt"'

Den kinderbezogenen Teil des Familienzuschlags erhalten gern. $ 41 Abs. 3

LBesGBW für jedes Kind Beamte und Richter, denen Kindergeld nach dem Einkom-

mensteuergesetz (ESIG) oder nach dem Bundeskindergeldgesetz (BKKG) zusteht o-

der ohne Berücksichtigung der $$ 64 oder 65 ESIG oder der $$ 3 oder 4 BKKG zu-

stehen wtirde. Nach $ 63 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 ESIG kÖnnen auch vom Berechtigten in

seinen Haushalt aufgenommene Kinder seines Ehegaften (stiefkinder) berticksichtigt

werden. Eine Haushaltsaufnahme ist dann gegeben, wenn das Kind in die Familien-

gemeinschaft in Form eines Örtlich gebundenen Zusammenlebens aufgenommen ist'

Daneben müssen Voraussetzungen materieller (Versorgung, Unterhaltsgewährung)

und immaterieller Art (FÜrsorge, Betreuung) erftillt sein (vgl. u.a, BFH, Urteil vom

11.02.2014-lll B 11g113-juris Rn, 12; Mutschler, in: BeckoKESIG,2S. Ed., stand:

01.11.2025, $ 63 Rn. 32). Maßgebend für die Aufnahme in die Familiengemeinschaft

sind die tatsächlichen Verhältnisse (vgl. Mutschler, in: BeckOK EStG, 23' Ed', $tand:

A1.11.2025,$ 63 Rn. 33 m. w. Nachw.). Die materiellen und immateriellen Merkmale

mtissen im Haushalt des Berechtigten, jedoch nicht zwingend durch diesen selbst' er-

fiillt sein (vgl. Mutschler, in: BeckoK EstG, 23. Ed., Stand: 01.11.2025, $ 63 Rn' 35 m'

w, Nachw.).

Nach diesen Maßstäben lagen die Vorausseüungen des kinderbezogenen Familien-

zuschlags hinsichtlich T. ab Juli2021 gem. $ 41 Abs. 3 LBesGBW i.V.m. $ 63 Abs' 1

S. 1 Nr.2 ESIG nicht (meh$ vor. Die StieftochterT. lebte ab dem 01'07'2021 nicht

mehr im Haushalt des Klägers, sondern bei ihrem leiblichen Vater. Die materielle und

immaterielle Versorgung von T. fand nicht (mehfl im Haushalt des Klägers statt' Die

jeweiligen Bezügemitteilungen für Juli 2021 bis November 2023, in denen der Famili'

enzgschlag ausgewiesen Wgrde, $tellten kelnen RechtsgruntJ dar (vgl' Konrad, irr: He-

belerlKersten/Lindner, Hdb. BesoldungsR, 1. Aufl. 2A15,2. Kapitel, $ 7 Rn' 236)' Die
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jeweilige Auszahlung erfolgte gemäß $ 5 Abs. 1 S, 1 LBesGBW monatlich im Voraus'

ihr ging kein Bewilligungsbescheid voraus, der vor einer Rückforderung hätte aufge-

hoben werden müssen.

Den (in der Höhe) unstreitigen Überzahlungsbetrag von 16.373,40 EUR hat der Be-

klagte - dem Kläger von vornherein die Beschwer nehmend * im Wege der Billigkeits-

entscheidung nach $ 15 Abs. 2 S. 3 LBegGBWwegen Mitverschuldens der Behörde

an der Überzahlung um 30 Prozent reduziert und den Rilckforderungsbetrag auf

11.461,38 EUR festgesetzt. Beim Bescheid vom 17'07'2024 in Gestalt des Wider-

spruchsbescheids vom 04.0g.2024 handelt es sich um den für Entstehung und Be'

stand der Riickforderung konstitutiven Verwaltung$akt (vgl' firr $ 12 Abs. 2 S. 1 BBesG:

BVennrG, Urteil vom 14.09.2023 - 2 A 1.22 - juris Rn. 16 f')'

2. Der Kläger kann sich gegentJber der Rückforderung nicht auf Entreicherung berufen'

Gem. $ 15 Abs. 2 S. 1 LBegGBW i.V.m. $ 818 Abs. 3 BGB ist eine Verpflichtung zur

Herausgabe des Erlangten oder zum Wertersatz ausgeschlossen, soweit der Empfän-

ger nicht mehr bereichert ist. Die Vorschrift dient dem Schutz des ,,gutgläubig' Berei-

cherten, der das rechtsgrundlos Empfangene im Vertrauen auf das (Fort-)Bestehen

des Rechtsgrundes verbraucht hat und daher nicht uber den Betrag einer wirklichen

(bestehengebliebenen) Bereicherung hinaus zur Herausgabe oder zum Wertersatz

verpflichtetwerden soll(vgl. BVerwG, Urteilvom 16.07.2020 -2C7.19 - juris Rn. 15)'

Der Einwand der Entreicherung greift jedoch nicht, da der Kläger nach $ 15 Abs' 2 S' 2

LBegGBW verschärft haftet. Danach steht es der Kenntnis des Mangels des rechtli-

chen Grundes der Zahlung (vgl, $ 819 Abs. 1 BGB) gleich, wenn der Mangel so offen-

sichtlich war, dass der Empfänger ihn hätte erkennen müssen, Nach der Rechtspre-

chung des Bundesverwaltungsgerichts zum inhaltsgleichen $ 12 Abs. 2 s.2 BBesG

ist diese Voraussetzung erfrillt, wenn der Empfänger die Übezahlung nur deshalb

nicht bemerkt hat, weil er die im Verkehr erforderliche Sorgfalt in ungewÖhnlich hohem

Maße außer Acht gelassen hat (so auch Zifter 15.2'3.4 Buchst. d) LBesGBW{wV)

bzvv. * mit anderen Worten - er den Fehler etwa durch Nachdenken oder logische

Schlussfolgerung hätte erkennen mq$sen (vgl. BVenrvG, Urteil vom26'04'2A12 -ZC

15.10 - juris Rn. 16). Werden Besoldungsleistungen - wie in der Regel und auch hier
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im Fall * ohne Venrvaltungsakt ausgezahlt, ist Bezugspunkt der grob fahrlässigen Un-

kenntnis vom ,,Mangeldes rechtlichen Grundes" die nspruchsberechtigung (vgl' VGH

Baden-wrjrttemberg, urteil vom 06.07.2016 - 4 S 2082115 - juris Rn. 35).

Dem Kläger hätte sich spätestens bei Lektüre der Mitteilung Nr. 5/21 über die Zusam-

mensetzung der Beztige im Dezember 2021 aufdrängen müssen, dass der kinderbe-

zogene Teil des Familienzuschlags (,,Fam.Zusch.Kinde/') für T. gezahlt wurde, ohne

dass ihm ab Juli 2021 noch ein Anspruch hierauf zustand. Von jedem Beamten ist im

Sinne eines besoldungsrechtlichen Grundwissens zu etwarten, dass er die Grundprin-

zipien des Beamtenrechts, das eigene statusrechtliche Amt nebst besoldungsrechtli-

cher Einstufung sowie die ihm zustehenden Besoldungsbestandteile wie Grundgehalt,

Familienzuschlag und sonstige besoldungsrechtliche Zulagen kennt. Zu den Sorgfalts-

pftichten gehört es aufgrund der beamtenrechtlichen Treuepflicht auch, die Besol'

dungsmitteilungen bei besoldungsrelevanten Anderungen im dienstlichen oder per-

sönlichen Bereich auf ihre Richtigkeit zu überprüfen und auf Übezahlungen zu achten

(vgl. BVerwG, Urteil vom 16,07.2020 -2CZ.19 - juris Rn. 17)' Diese Verpflichtung hob

der Beklagte gegenüber dem Kläger stets auch unter den ,Hinweisen" auf der Rtick-

seite der eweiligen Mitteilung (vgl. ,,Richtigkeit der ngaben") hervor, wonach eine

sorgfältige Überprüfung der einzelnen Beträge erforderlich ist. Unabhängig von dieser

bereits grundsätzlich bzw. allgemein jeden Beamten treffenden strengen Pflicht be'

steht auch sonst kein Zweifel an den in jeder Hinsicht hinreichenden individuellen

Kenntnissen und Fähigkeiten des Klägers, was Angetegenheiten der Besoldung und

von Besoldungsbestandteilen angeht. Die Verualtungsakte belegt - neben den Vor-

gängen um den kinderbezogenen Familienzuschlag - auch eine intensive, zur Korre$-

pondenz mit dem Beklagten führende Befassung des Klägers mit dem Kindergeld und

dem kinderbezogenen Teil des Familienzuschlags.

Die Überzahlung war für den Kläger schließlich auch, ohne dass es noch einer Nach-

frage bei der Behörde bedurfte, offensichtlich. Offensichtlichkeit liegt vor, wenn dem

Beamten aufgrund seiner Kenntnisse auffallen muss, däss die ausgewiesenen Be-

träge nicht stimmen können. lhm muss sich aufdrängen, dass die Besoldungsmittei-

lungen fehlerhaft sind; nicht ausreichend ist, wenn Zweifel bestehen und es einer

Nachfrage bedarf, Nicht erforderlich ist hingegen, cJass außerdenr die konkrete HÖhe

der Übeaahlung offensichtlich ist (vgl, BVeruvG, Urteil vom 26.04.2012 ^2 C 15'10 -
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juris Rn. 17). Der Kläger wusste, dass ihm der Anspruch auf den kinderbezogenen

Familienzuschlag für T. ab Juli 2021 nicht mehr zustand, wie sein Schreiben vom

27.06.2021 zeigt. Wesentlich für die eindeutige Erkennbarkeit der fehlenden An-

spruchsberechtigung ist zudem das Schreiben des Beklagten vom 08.07'2021, das

bestätigte, dass die Anspruchsvoraussetzungen insoweit nicht mehr vorlagen. Zeitnah

zu diesem Schreiben erging ein weiteres Schreiben des Beklagten unter dem

19.Og.2AZ1mit der Bitte um ÜberprUfung, ob die dort genannten Kinder als Zählkinder

zu berücksichtigen seien. Als Zählkinder wurde in dem $chreiben vom 13'08'2021,

neben anderen Kindern des Klägers, auch T. aufgeführt' Entgegen der Ansicht des

Klägers, handelt es sich hierbei gerade nicht um eine Mitteilung der zu bertlcksichti-

genden Zählkinder, sondern gerade um eine Aufforderung, die Aufzählung auf ihre

Richtigkeit zu r f . Der Kläger teilte hierauf nrit Schreiben vom 26.08.2021 hin'

sichtlich T, jedoch - entgegen seiner Mitteilung vom 2 .0 .2021 - mit, dass ftlr sie

Kindergeld bis voraussichtlich Dezember 2O23 an seine Ehefrau gezahlt werde' sie

mithin als Zählkind zu berücksichtigen sei.

Dass der kinderbezogene Teil des Familienzuschlags für T. iiber Juli 2021 hinaus wei-

terhin gezahlt wurde, hätte sich dem Kläger vor diesem Hintergrund aufdrängen mils-

sen. lhm hätte auffatlen müssen, dass etwa die Bezilgemitteilung Nr. 5121 einen Betrag

au$wies, der ihm in dieser Höhe nicht mehr zustand. lnsbesondere beivergleichender

Lektirre der Mitteilungen über die Zusammensetzung der Bezüge in den Monaten Juni

2A21 bis November 2023 ist eindeutig, dass ihm der kinderbezogene Teil des Famili-

enzuschlags (,,Fam.Zusch,Kinder") in unveränderter Höhe gezahlt wurde, obwohl sich

die Anzahl der Zählkinder ab Juli 2021 verringert hatte. Zwar ist dem Kläger zuzuge'

ben, dass der Betrag der kinderbezogenen Familienzuschläge in der Bezlrgemitteilung

Nr. 3t21 ftir August 2021 variierte und im Oktober 2021 eine Ausgleichszahlung vor-

genommen wurde (vgl, Bezugemitteilung Nr. 4/21 flrr Oktober 2021). Bei einem Ver-

gleich der Bezügemitteilungen Nr. 2 21 für uni 2021 - als die nspruchsberechtigung

hinsichtlich T. noch bestand - lnit denenigen ftir Dezember2A2l (Nr. 5/21) und filr

Januar 2022 (Nr. ll22jwffddemgegenüber besonders deutlich, dass der kinderbezo'

gene Familienzuschtag unverändert blieb: der kinderbeeogene Familienzuschlag

wurde gleichbleibend mit 1.520,99 EUR aufgefilhrt, Der Kläger mag zwar keine ge-

naue VorstellUng davon gehabt haben, in welcher HÖhe sich der kinderbezogene Zu-

schlag durch den Wegfall von T. als Zählkind konkret hätte mindern mUssen. Es hätte
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sich ihm jedoch aufdrängen müsgen, dass der kinderbezogene Teil des Familienzu-

schlags ab Juli 2021 jedenfalls hätte geringer ausfallen müssen als noch in den Mo-

naten zuvor.

Zu keinem anderen Ergebnis ftrhrt insoweit der sinngemäße Einwand des Klägers, der

Beklagte sei für die überzahlung wesentlich mitverantwortlich. lm Rahmen des $ 15

Abs. 2 S. 2 LBesGBW ist es rechtlich unerheblich, ob auch die Behörde ein Verschul-

den an der überzahlung trifft, da dies den an den Beamten gerichteten Fahrlässig-

keitsvorwurf nicht entfallen lässt. Ein etwaiges Mitverschulden kann daher allenfalls

auf der Ebene der Billigkeitsentscheidung nach $ 15 Abs' 2 S. 3 LBesGBW (s' dazu

3.) von Bedeutung sein (vgl^ VGH Baden-Wtirttemberg, Urteil vom 06.07'2016 - 4 S

20BZfi5 - juris Rn. 39 m. w. Nachw.).

3. Die im Rückforderungsbescheid in Gestalt des Widerspruchsbescheids getroffene

Billigkeitsentscheidung wegen Mitverschuldens des Beklagten ist rechtlich nicht zu be-

anstanden.

Gem. g 15 Abs. 2 S. 3 LBesGBW kann von der Rtlckforderung aus Biltigkeitsgründen

mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle ganz

oder teilwei$e abgesehen werden. Da die Billigkeitsentscheidung zugunsten des

Schuldners den Rückzahlungsanspruch modifiziert, beurteilt sich deren Rechtmäßig-

keit nach der $ach- und Rechtslage zum Zeitpunkt der letzten Verwaltungsentschei-

dung, also in der Regel des Widerspruchsbescheids (vgl. zum inhaltsgleichen $ 52

Abs. 2 S. 3 BeamtVG: VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 15.05.2025 - 45971124'

juris Rn.49).

Die Biligkeitsentscheidung ist notwendiger und untrennbarer Bestandteil der Ruckfor-

derungsentscheidung. Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-

gerichts bezweckt die Billigkeitsentscheidung, eine allen Umständen des Einzelfalles

gerecht werdende, für die Behörde zumutbare und für den Beamten tragbare Lösung

zu ermöglichen. Dabei ist jedoch nicht die gesamte Rechtsbeziehung, aus welcher der

Bereicherungsanspruch erwächst, nochmals unter dem GesichtSpunkt von Treu und

Glauben zu wtlrdigen, sondern auf das konkrete Rückforderungsbegehren und vor al-
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lem auf die Modalitäten der Rilckabwicklung und ihre Auswirkungen auf die Lebens-

umstände des Beamten abzustellen, Bei der Billigkeitsentscheidung ist von besonde-

rer Bedeutung, we$Sen Verantwortungsbereich die Überzahlung zuzuordnen ist und

in welchem Maße ein Verschulden oder Mitverschulden hierfür ursächlich war' Ein Mit-

verschulden der Behörde an der Überzahlung ist in die Ermessensentscheidung nach

g 15 Abs. 2 $. 3 LBesGBW einzubeziehen. Deshatb ist aus GrÜnden der Billigkeit in

der Regel von der Rückforderung teilweise abzusehen, wenn der Grund für die Über-

zahlung in der übepiegenden behÖrdlichen Verantwortung liegt' Dabei ist ein Abse-

hen von der Räckforderung in der GrÖßenordnung von 30 Prozent des überzahlten

Betrags im Regelfallangemessen (vgl. BVenivG, Urteilvom 08.10'1S98 -2 C21'97'

juris Rn.21 f.; BVenruG, Urteile vom26.04.2An-2c 15.10,2C4'11 -, beide juris;

vGH Baden-Wärttemberg vom 06.07 .2016 - 4 S 2}8il15 - juris). Bei Hinzutreten wei-

terer Umstände, etwa besonderer wirtschaftlicher Probleme des Beamten' kann auch

eine darilber hinausgehende Ermäßigung des Rtlckforderungsbetrags in Betracht

kommen (vgl. zum inhaltsgleichen $ 12 Abs. 2 3, 3 BBesG: BVenrvG, Urteil vom

26.04.2A12 - 2 C 15.10 - juris Rn. 25 f.; diese Grundsätze auch im Rahmen des $ '15

Abs. 2 $. 3 LBesGBW anwendend: VGH Baden-Wirrttemberg, urteil vom 21 .01'201 5

- 4 S 1644114 - juris Rn. 33). Liegt kein ilberwiegendes behÖrdliches Mitverschulden

ftir die Überzahlung vor, genügt die Einräumung von angemessenen Ratenzahlungs-

möglichkeiten regelmäßig den Erfordernissen einer im Rahmen des Rtlckforderungs-

bescheids zu treffenden Billigkeitsentscheidung (vgl. zum inhaltsgleichen $ 52 Abs' 2

S. 3 BeamtVG: VGH Baden-Wilrttemberg, Urteil vom 15,05^2025 - 4 S 971/24 - juris

Rn. 49 f. m. w. Nachw,).

Ausgehend von diesem rechtlichen Rahmen ist die Billigkeitsentscheidung des Be-

klagten nicht zu beanstanden, von 30 Prozent der Rtlckforderung abzusehen' Er hat

* zu Recht - der Sache nach anerkannt, dass der Grund für die Überzahlung im vor'

liegenden Fall in der behÖrdlichen Verantwortung liegt, weil das firrdie Auszahlung der

Besoldung zuständige Landesamt filr Besoldung und Versorgung die Mitteilung des

Klägers nicht berücksichtigt und den familienbezogenen Zuschlag nicht von Anfang an

geküvt hat. Diesem Verursachungsbeitrag hat der Beklagte dadurch Rechnung getra-

gen, dass er entsprechend der Vom Bundesverwaltungsgericht entwickelten Regel-

quote auf 30 Prozent der Rückfordergng verzichtet hat. Mit diesenr Verzicht hat der

Beklagte seine Mitverantwortung in einer gerichtlich nicht zu beanstandenden Weise
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berücksichtigt, ine - vom Kläger unter Verweis auf die Entscheidungen des Bundes-

verwaltungsgerichts (urteil vom 0s.10.1998 -2 C 21.97 - juris Rn, 21 f.; Ufteile vom

26.04.2A12 - 2 C 15.10,2 C 4.11 -, beide juris) und des Venrvaltungsgerichtshofs Ba-

den-Wilrttemberg (Urteil vom 06.07.2016 - 4 S 2AgUß - juris) verlangte * (weitere)

Reduzierung der Rückforderung auf 50 Prozent des überzahlten Betrags, war nicht

geboten. Denn der Beklagte durfte im Rahmen der Billigkeitsentscheidung berücksich-

tigen, dass der Kläger ftlr die Überzahlung ebenfalls eine Mitveranh&ortung trägt, da

er seiner Überprtrfungspflicht nicht nachgekommen ist und die ungekürzten Bezüge-

zahlungen auch nicht zum Anlass einer Rückfrage beim Beklagten genommen hat,

was sich vernünftigerweise aufgedrängt hätte. Diesbezüglich wird zur Vermeidung von

Wiederholungen auf die Ausführungen unter 2. entsprechend Bezug genommen'

Die Billigkeitsentscheidung i$t auch nicht deswegen zu beanstanden, weil dem Kläger

mit Bescheid vom 17.07.2024 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 04'09'2024

keine Ratenzahlung eingeräumt wurde (vgl. VGH Baden-Wirrttemberg, Urteil vom

06.07.2016 - 4 S 2082n5 - juris Rn. 50 m. w, Nachw'). lm maßgeblichen Zeitpunkt des

E1asses des Wderspruchsbescheids war nicht erkennbar, dass er durch die Rtlckfor-

derung in wirtschaftliche $chwierigkeiten mit nennenswerten Auswirkungen auf seine

Lebensumstände geraten wiirde (vgl. zum Aspekt der wirtschaftlichen Bedrängnis

durch eine Rückforderung: Nieders. OVG, Urteilvom 15.12'1999 - 5 L 5949/96 -' zitiert

nach Bl. 980 ff. der BehÖrdenakten), Zwarwar es nicht ausreichend, dass der Beklagte

den KläEer im Widerspruchsbescheid lediglich auf die Möglichkeit der Einräumung von

Ratenzahlungen hingewiesen - und mit dem Kläger im achhinein tatsächlich Raten'

zahlung vereinbart * ha| Die Festlegungen sind im Bescheid selbst zu treffen; eine

bloße Bereitschaft, dem Beamten später entgegen zu kommen und etwa Ratenzah-

lung zu vereinbaren, gentlgt nicht (vgl. BVerwG, Urteilvom 24.a9.2013 -2Q 52'11'

juris Rn. 28; VGH Baden-wÜrttemberg, urteil vom ß.a5.2O25 -4 E 971/24- juris

Rn.51), Denn die Biltigkeitsentscheidung betrifft nicht lediglich die Vollziehung oder

vollstreckung des R{Jckforderungsbescheid$, $ondern den materiellen Bestand des

Rflckforderungsanspruchs und ist deshalb z\ruingend vor der Rilckforderung zu treffen

(vgl. BVenvG, Urteil vom 24,09.2 013 - Z C 52.1 1 - juris Rn. 28; VGH Baden'Württem-

berg, Urteil vom 15.05.2A25 - 4 S 971124 - juris Rn. 51)' Da der Kläger aber bis zum

Abschluss des Widerspruchsverfahren$ trotz Aufforderung zur Vorlage entschei-
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dungserheblicher Unterlagen keinen entsprechenden Bedarf substantiiert geltend ge-

macht hat und somit seiner im behördlichen Verfahren geltenden Mitwirkungspflicht

nach $ 26 Abs. 2 S. 1 und S. 2 LVwVfG nicht nachgekommen ist, konnte hier von der

Einräumung einer Ratenzahlung abgesehen werden (vgl. VGH Baden*Württemberg,

Urteilvom 15.05.2025-4S971124 - juris Rn.51)

Sonstige besondere Umstände, die Anlass für ein weiteres Absehen von der Rilckfor-

derungssumme gegeben hätten, waren im maßgeblichen Zeitpunkt im Übrigen nicht

ersichtlich.

ll. Die Kostenentscheidung erfolgt gem. $ 154 Abs. 1 VwGO
i

1

Rechtqmlttelbelehruns :

öeSen?ieffimäTam innerhatb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Urteils beim Ver-

wääungsgericf,t $igmaringen mit dem Sitz in Sigmaringen die Zllassung der Berufung beantragt wer'

den. f:ärÄntrag müss dajangefochtene Urtell bäzeichnen. Das Rechtsnrittel nlu$s spätesten$ am letz-

ten Tag der Frist bei Gericht eingehen.

Bei der Stellung des Zulassungsantrag$ und vor dem Veruvaltungsgerichtshof Baden-Wilrttemberg m{ls-

sen iicfr Oie Bäeiligten, außeIin Proiesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtlgte vertreten

tassen (g 67 Abs. isatz t Venllattungsgerichtsordnung). Wegen der zur Vertretung 1rS"191.."1"Li,"t;
sonen iärd auf $ 67 Abs. 4 Sätze 3, 4, 7 und 8 Verwaltungsgerichtsordnung sowie aul SS 3 uno c

Einfilhrungsgesetz zum Rechtsdienstleistungsgesetz venruiesen.

lnnerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des vollständigen Urteils sind die Gründe darzulegen, aus

äänen Oi" Berufung zuzulassen ist. Die Beglündung ist, soweit sie nicht bereits mit dem Antrag vorge'

legt worden ist, bdim VeMaltungsgerichtsitof Badän-Wüftemberg ntitdern Sitz in Mannheim einzu-

i*i"nä.. UU"iäie zulassung eni'sc-heidet der VerwaltungsgerichtJhof Baden-Wirrttemberg durch Be-

schluss, Die Berufung ist nur zuzulassen, wenn

1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteil$ bestehen,
2. die Rechtssache besondero taGächliche oder rechtliche $chwlerigkeiten aufweist'

3. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat,

4, das Urteil von einer Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Wtirttemberg, de$

Bundesverwaltungsgerichts, des gemeinsamen Senats der Obersten Gerichtshöfe des

Bundes oder des 
-Bündesverfassüngsgerichts abweichl und auf dieser Abwoichung beruht

oder
5. ein c,er Beurtellung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel geltend gemacht

wird uncl vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.


